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Die JEF ist ein überparteilicher und demokratisch-antifaschistischer
Jugendverband. Die AfD positioniert sich für die Europawahl im Juni 2024
hingegen als offen faschistische Partei. Sie hat sich in den letzten Jahren
äußerst besorgniserregend radikalisiert. Zur Einordnung als Verdachtsfall durch
den Verfassungsschutz führte ihre völkische, militante, homophobe und
antisemitische sowie rassistische Politik und Gesinnung. Diese hat die AfD in
den letzten Jahren normalisiert und salonfähig gemacht.
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Gegenüber den Anfangsjahren hat die AfD in letzter Zeit jegliche Hemmungen
fallen gelassen. Sie sieht die EU als “nicht reformierbar und als gescheitertes
Projekt" an. Den menschengemachten Klimawandel leugnet die AfD nicht nur,
sondern spricht darüber hinaus in ihrem Europawahlprogramm von einer “CO2-
Hysterie, die unsere Gesellschaft, Kultur und Lebensweise strukturell zerstört”.
Die AfD fantasiert von einer “Großmacht Deutschland” und sieht Russland als “in
den Krieg gegen die Ukraine getrieben”. Dieser Zustand - zuletzt im
Europawahlprogramm 2024 zementiert - ist für uns nicht hinnehmbar.
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Daher sehen wir uns sieben Jahre nach unserer ersten Positionierung gegen die
AfD und ihre Werte und sechs Jahre nach ihrem Einzug in den Deutschen Bundestag
vor der Europawahl 2024 erneut veranlasst,
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1. alle auf dem freiheitlich-demokratischen Boden stehenden politischen
Entscheidungsträger:innen auf allen Ebenen zu mahnen und aufzufordern:

- der Normalisierung der AfD und ihren radikal-destruktiven Positionen
entgegenzuwirken.

- die Europafeindlichkeit der AfD als das zu bezeichnen, was sie ist: Eine
ernst zu nehmende Gefahr für die Fortentwicklung eines demokratischen
Europas.

- sich entschlossener und klarer als bislang gegen die AfD zu
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positionieren.

- alles in ihrer Macht stehende zu tun, um Abstimmungen zu vermeiden, bei
denen die Zustimmung der AfD für die Mehrheit für oder gegen den Antrag
entscheidend ist.
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2. Bundes- und Landesregierungen aufzufordern, zivilgesellschaftliche
Organisationen und Projekte, die sich gegen Nationalismus,
Rechtsextremismus und Fremdenfeindlichkeit einsetzen, mit finanziellen
Mitteln auszustatten.
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3. die Zivilgesellschaft zu ermutigen, sich entschieden gegen die AfD zu
positionieren.
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Des Weiteren haben Parteien und Politiker:innen, die in der Öffentlichkeit
stehen, Grenzüberschreitungen durch die AfD klar zu benennen, zu verurteilen und
ihre Gegenpositionen aufzuzeigen. Denn alles, was unkommentiert bleibt, geht in
die Normalität über und wird Teil des Sagbaren im alltäglichen politischen
Diskurs. Der Ausschluss aus dem öffentlichen Diskurs und das Ignorieren des
Problems genügen nicht (mehr). Ständiger Gegenwind muss von allen Seiten geboten
werden. Wir dürfen uns nicht daran gewöhnen, dass Neonazis und
Rechtsextremist:innen im Bundestag, im Europäischen Parlament oder in
irgendeinem anderen Volksvertretungsorgansitzen. Denn diese wollennicht nur ein
geeintes Europa verhindern sie sind zugleich darauf ausgerichtet ,
proeuropäische progressive Vorhaben zu manipulieren und über Jahrzehnte
erkämpfte Fortschritte im Prozess der europäischen Einigung zurückzudrehen.
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Die vergangenen Jahre haben eindeutig gezeigt, dass eine Vielzahl der AfD-
Abgeordneten, unabhängig vom Kommunal- Landes-, bzw. Bundesmandat, für keinen
demokratischen politischen Kurs bereit ist. Eine Zusammenarbeit mit der AfD, in
welchem Parlament auch immer, darf es aus unserer Sicht nicht geben. Wir
verlangen von den demokratischen Parteien und Entscheidungsträger:innen
vielmehr: Klare Abgrenzung wo möglich und ein konsequentes Hervorheben und
Verurteilen der Menschen- und Europafeindlichkeit der AfD.
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Gleichzeitig darf keine Partei und kein Mandatsträger die vereinfachende
rechtspopulistische Sprechweise der AfD aufnehmen, insbesondere nicht zu
Wahlkampfzwecken. Denn wir sind überzeugt, dass hierdurch das Gegenteil des
Beabsichtigten eintreten wird: Die Normalisierung der AfD und ihrer Parolen,
sowie ein “Hineinrücken” der AfD in den für immer größere Teile der Bevölkerung
akzeptierten Bereich des Wählbaren.

65 Aber nicht nur Parteien und ihre Mandatsträger:innen sind in der Pflicht: Der
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demokratische Diskurs, welcher im Rahmen der freiheitlich-demokratischen
Grundordnung stattfindet, muss gestärkt werden. Dazu ist besonders die Förderung
einer konstruktiven Diskussionskultur und politische Bildung z.B. innerhalb der
Schule wichtig. Politische Bildung und soziale Teilhabe sind in unseren Augen
der Schlüssel, um der Radikalisierung in der Parteienlandschaft wie in der
Zivilgesellschaft entgegenzuwirken. Dazu sind Organisationen und Projekte, die
sich hierfür einsetzen, mit ausreichenden Ressourcen auszustatten. Nur eine
mutige und aufgeklärte Zivilgesellschaft mit dem nötigen Rückhalt aus der
Politik wird - vor allem mit Blick auf zukünftige zu treffende
Wahlentscheidungen - in der Lage sein, die AfD als destruktive Gefahr für die
Demokratie, ein geeintes Europa und den gesellschaftlichen Frieden in
Deutschland zu erkennen.
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Die aktive Positionierung gegen die Forderungen und Mandatsträger:innen dieser
antidemokratischen Partei ist für uns bei allem demokratisch-inklusiven Diskurs
nicht verhandelbar. Eine wehrhafte Demokratie verfügt über juristische Mittel,
um die Demokratie zu schützen, aber ist vor allem darauf angewiesen, dass die
Mitglieder der Gesellschaft diese Mittel auch nutzen und sich aktiv für die
Demokratie einsetzen.
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Denn Gleichgültigkeit ist die größte Gefahr für eine Demokratie, in welcher sich
Rechtsextremismus bis in die Mitte der Gesellschaft ausbreitet. Wir stellen uns
als pro-europäischer, demokratischer Jugendverband dem entschieden entgegen.

Begründung

Erfolgt mündlich
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Gremium: Bundesausschuss IV 2023
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Spätestens seit dem 24.02.2022 befindet sich Europa in einer außerordentlichen
sicherheitspolitischen Lage. Die europäischen Staaten müssen weiterhin alles in
ihrer Macht stehende tun, um die Ukraine dabei zu unterstützen, sich gegen den
völkerrechtswidrigen und brutalen Angriffskrieg Russlands zu verteidigen.
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Die militärischen und nichtmilitärischen Maßnahmen, die die russische Regierung
seit mehreren Jahren einsetzt, sind passende Beispiele für die Gefahren hybrider
Kriegsführung. Lange vor der militärischen Eskalation hat Russland sowohl in der
Ukraine, als auch weltweit nichtmilitärische Methoden verwendet, um Staaten und
Gesellschaften zum eigenen Vorteil zu destabilisieren. Besonders verwundbar
gegenüber nichtmilitärischen Maßnahmen sind, aufgrund ihrer Offenheit, liberale
Demokratien. Dabei ist die russische Regierung bei weitem nicht die einzige
Staatsgewalt, die demokratische Werte nicht nur nicht teilt, sondern einen
Schritt weitergeht und diese als Bedrohung ansieht. Deshalb ist Russland auch
bei weitem nicht der einzige Akteur, wenn es darum geht, nichtmilitärische
Maßnahmen einzusetzen, um demokratische Gesellschaften zu spalten.Die BRICS
Staaten stehen beispielhaft für das wachsende Machtpotential von
Staatensystemen, die die westlichen Werte nicht teilen.
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Entscheidend ist, dass sich aufgrund der Globalisierung die Interdependenzen und
Anfälligkeiten von Gesellschaften erhöht haben. Sowohl staatliche als auch
nichtstaatliche Akteure können sich aufgrund gesunkener Transaktionskosten weit
über den eigenen Herrschaftsbereich hinaus Einfluss verschaffen.
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Im Falle der hybriden Kriegsführung handelt es sich um die aktive Kombination
von Maßnahmen in verschiedenen Bereichen, die wiederum Kaskadeneffekte auslösen
und sich im zeitlichen Verlauf anpassen können. Meist handelt es sich nicht um
deutlich erkennbare Angriffe, die man genau zurückverfolgen kann. So können
Staaten und Gesellschaften in einen dauerhaften Konflikt- oder Krisenzustand
versetzt werden, was langfristig eine Spaltung der Gesellschaft und einen
Vertrauensverlust in demokratische Institutionen zur Folge haben kann.

Seite 1 / 4



IA5 Europa im Visier hybrider Kriegsführung

30

31

32

33

34

35

36

37

38

39

40

41

In Europa ist seit Jahren eine verstärkte Polarisierung zu beobachten. Der
Brexit, die Konflikte um Migration und Rechtsstaatlichkeit und der Aufstieg
rechtsextremer Parteien sind nur einige Beispiele dafür. Hybride Kriegsführung
ermöglicht Akteuren von außen, solche Konflikte anzuheizen und zu
instrumentalisieren, ohne selbst vor Ort zu sein. Cyberattacken, Spionage, die
Bildung wirtschaftlicher Dependenzen und die Verbreitung von Desinformation über
soziale Netzwerke sind geeignete Beispiele. Insbesondere die Verbreitung
falscher Informationen während der Corona-Pandemie und der Cambridge-Analytica-
Skandal haben gezeigt, wie neuartige Technologien den Kampf zwischen Wahrheit
und Viralität und das Verschwimmen zwischen Online und Offline Polarisierung
antreiben können. Die weitreichenden Folgen und Wirkungen eines bloßen Hashtags
sind heutzutage nicht mehr zu leugnen.
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Hybride Kriegsführung schafft es, die größte Stärke liberaler Demokratien, die
öffentliche Debatte, in eine Schwäche zu verwandeln. Die EU muss sehr akut
darauf aufpassen, dass außenstehende Akteure es nicht schaffen, den
demokratischen Diskurs innerhalb Europas in eine antidemokratische Richtung zu
verschieben. Denn dann stünde nichts weniger als das gesamte Projekt der
Europäischen Union auf dem Spiel.
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Trotz aller berechtigten Kritik ist die EU jedoch das wirkungsvollste Mittel, um
Frieden, Demokratie, Menschenrechte und Rechtsstaatlichkeit in Europa zu
sichern. Daher muss die EU dringend stärkere Maßnahmen ergreifen, um sich
nachhaltig gegen hybride Formen der Kriegsführung verteidigen zu können. Aus
diesen Gründen fordern wir:

53 1. Weiterhin verstärkt die Abschaffung des Einstimmigkeitsprinzips in der EU.
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Das Einstimmigkeitsprinzip führt zu einer Verlangsamung bis hin zu einer
potentiellen Blockade von Prozessen, was im Widerspruch zur steigenden
Schnelligkeit von auftretenden und sich veränderten Bedrohungslagen steht. Das
Tempo demokratischer Entscheidungsfindungsprozesse darf nicht dazu führen, dass,
sobald eine Entscheidung steht, diese aufgrund veränderter Ausgangsbedingungen,
wieder irrelevant ist.
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2. Verstärktes Engagement für den gesamtgesellschaftlichen Resilienzaufbau in
Europa.
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Die Maßnahmen aus der 2016 verabschiedeten Globalen Strategie für die Außen- und
Sicherheitspolitik sind offensichtlich nicht ausreichend. Sieben Jahre später
ist die Demokratie in der EU so gefährdet wie noch nie seit ihrem Bestehen.
Wirtschafts-, Sozial- und Bildungspolitik müssen in einem sicherheitspolitischen
Kontext gedacht werden, da sie die effektivsten Maßnahmen zum Resilienzauau
bieten. Sozialer Zusammenhalt, politische Bildung und gesellschaftliche Medien-
und Nachrichtenkompetenz sind keine “Wohlfühl-Wünsche”, sondern haben sich zu
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sicherheitspolitischen Notwendigkeiten entwickelt. Die EU muss hier präventiv
handeln, anstatt erst zu reagieren, nachdem es möglicherweise schon zu spät ist.
Auch wenn einige Entscheidungen viel Zeit und Geld kosten und in der kurzen
Frist eher unattraktiv zu sein scheinen. Durch die enge Kooperation mit der NATO
und die Gründung der PESCO hat die EU die Gelegenheit, sich auf die zivilen
Aspekte der Verteidigung zu fokussieren.
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3. Eine deutliche Definition der Strategischen Autonomie Europas und der
europäischen Beistandsklausel (Art. 42, Abs. 7 EUV).

Da die Bedeutung ziviler Methoden der Kriegsführung stark gestiegen ist, bleibt
die militärische Abschreckung weiterhin von enormer Wichtigkeit und Priorität.
Daher fordern wir bereits seit mehreren Jahren eine gemeinsame Europäische
Armee. Diese kann unter anderem dazu beitragen, Abhängigkeiten im militärischen
Bereich zu verringern. Die transatlantische Partnerschaft ist sehr wichtig,
jedoch nicht mehr so zuverlässig wie früher. Die EU muss daher für sich und ihre
Bürger:innen deutlich definieren, wann sie eigenständig handelt und sich
verteidigt. Dazu gehört auch die Frage, ob nicht-militärische Angriffe die
Beistandsklausel auslösen können.
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4. Vermehrte Einbeziehung des Parlaments in die GASP/GSVP und die Etablierung
von SEDE und ING2 als vollwertige Ausschüsse.

Als einzig direkt gewähltes Organ muss das Europäische Parlament deutlich
stärker in Angelegenheiten der Gemeinsamen Außen-, Sicherheits- und
Verteidigungspolitik (GASP/GSVP) mit einbezogen werden. Die Themen Sicherheit,
Verteidigung und Einflussnahme aus dem Ausland auf alle demokratischen Prozesse
in der EU werden uns in Zukunft verstärkt beschäftigen. Daher sollten die EP-
Ausschüsse SEDE (Unterausschuss für Sicherheit und Verteidigung) und ING2
(Sonderausschuss zur Einflussnahme aus dem Ausland auf alle demokratischen
Prozesse in der Europäischen Union, einschließlich Desinformation, und zur
Stärkung der Integrität, Transparenz und Rechenschaftspflicht im Europäischen
Parlament) als dauerhafte und vollwertige Ausschüsse etabliert werden.
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5. Erweiterte Einbeziehung von Zivilgesellschaft und Privatwirtschaft bei der
Umsetzung des Strategischen Kompasses.
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Der Strategische Kompass legt Leitlinien der EU in den Bereichen Sicherheit und
Verteidigung fest und enthält u. a. auch strategische Maßnahmen zur
Cybersicherheit. Die Zivilgesellschaft, insbesondere Journalist:innen, Medien,
Online-Plattformen, NGOs, Expert:innen und Wissenschaftler:innen, sowie private
Unternehmen werden oftmals als erste Verteidigungslinie einer liberalen
demokratischen Gesellschaft bezeichnet. Zum Beispiel sind die Sozialen Netzwerke
in privater Hand, über welche in heutiger Zeit schon massenhaft
Desinformationskampagnen gestreut werden. Diese Netzwerke sind zu einem Raum der
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demokratischen Partizipation und Entscheidungsfindung geworden, obwohl sie nicht
dafür konzipiert worden sind. Ebenso kommen die meisten Unternehmen, die sich
mit Künstlicher Intelligenz beschäftigen, aus der Privatwirtschaft. Diese
Technologie wird zukünftig enormen Einfluss auf alle Bereiche des alltäglichen
Lebens nehmen. Von der Entwicklung hochmoderner Waffensysteme bis hin zu
automatisierten Bots auf Instagram oder TikTok. Aufgrund oftmaliger
Profitorientierung und schwächerer Sicherheitsstrukturen sind private
Unternehmen und Organisationen potenziell einfacher zu beeinflussen als
staatliche Institutionen. Ohne ihre Partizipation und Einbeziehung in den
Strategischen Kompass der EU wird eine erfolgreiche Verteidigung gegen hybride
Angriffe unmöglich.

121 6. Die Ausweisung von demokratischen Wahlprozessen als kritische Infrastruktur.
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Zu einem Ziel von hybriden Angriffen können auch demokratische Wahlen sowie der
damit verbundene Wahlkampf werden. Um eine Einflussnahme auf den wichtigsten
demokratischen Entscheidungsprozess von außen zu verhindern, fordern wir, dass
Wahlen als kritische Infrastruktur ausgewiesen werden.

Begründung

Erfolgt mündlich
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Gremium: Landesverband Niedersachsen

Beschlussdatum: 21.09.2023

Antragstext
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Vor anderthalb Jahren, im Mai 2022, hat die Europäische Kommission einen
Verordnungsentwurf zur Festlegung von Vorschriften zur Prävention und Bekämpfung
des sexuellen Missbrauchs von Kindern (CSAM-Verordnung) eingebracht. Der Entwurf
soll demnächst im Trilog-Verfahren verhandelt werden, eine Übergangsregelung ist
im August 2023 ausgelaufen.

6 Worum geht es in der Verordnung?
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Die Verordnung richtet sich zum Einen darauf, die Verbreitung und Nutzung von
Materialien des sexuellen Kindesmissbrauchs zu bekämpfen, zum anderen auf die
Bekämpfung des sogenannten Cyber-Groomings, also der Kontaktaufnahme Erwachsener
an Minderjährige mit sexuellen Motiven. Dazu sieht sie verschiedene Schritte
vor: Es sollen zentrale nationale Meldestellen eingerichtet werden, alle
Anbieter von Messenger-Diensten und Cloud-Services sollen Risikoanalysen
durchführen und ggf. risikomindernde Maßnahmen ergreifen und bei bleibend hohem
Risiko soll die nationale Behörde die Durchsuchung der versendeten Inhalte auf
verdächtige Nachrichten anordnen können. Dies betrifft nicht nur Messenger-
Dienste, sondern jegliche Form der Online-Kommunikation und -Speicherung, also
auch bspw. E-Mail, Videospiele und Onlineforen.
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Zur Überprüfung, ob es sich um Darstellungen sexuellen Kindesmissbrauchs
handelt, sollen jegliche über einen Online-Dienst versandten oder gespeicherten
Bilder und Videos mittels eines sogenannten „Hash-Abgleichs” mit einer Datenbank
von bekannten Darstellungen sexuellen Kindesmissbrauchs abgeglichen werden. Für
den Hash-Abgleich wird mittels mathematischer Verfahren aus einer größeren Datei
(z.B. einem Bild) eine eindeutige Zeichenfolge erzeugt. Die Ausgangsdatei ist
dabei nicht aus der Zeichenfolge rekonstruierbar, aber durch den Abgleich mit
gespeicherten Hashes lässt sich feststellen, ob eine bestimmte Datei schon mal
erfasst wurde. Um die Ende-zu-Ende-Verschlüsselung dabei nicht zu durchbrechen,
wäre ein sogenanntes Client-Side-Scanning auf dem Handy selbst möglich, was de
facto allerdings jegliche Verschlüsselung umgehen würde. Um auch unbekannte
Materialien zu finden, verweist der Verordnungsentwurf auf künstliche
Intelligenz bei der Überprüfung aller verschickten oder gespeicherten
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Materialien.
Um Cyber-Grooming zu bekämpfen, wäre es zudem erforderlich, das Alter und ggf.
weitere personenbezogene Daten wie Verwandtschaftsgrad oder Wohnort der
beteiligten Personen zu erfassen und nicht nur Bilder und Videos, sondern auch
Nachrichten und Sprachnachrichten zu überprüfen. Auch für die Prüfung der
Nachrichten und Sprachnachrichten würde eine KI zum Einsatz kommen.
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Jeder Verdachtsfall würde den nationalen Stellen gemeldet werden, individuell
von einer Person unter tatsächlichem Zugriff auf die Nachricht geprüft und ggf.
ein Strafverfahren eingeleitet werden.

40 Wozu würde das Gesetz führen?

41
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Die Chatkontrolle soll nur bei hohem Risiko angeordnet werden - realistisch
betrachtet, fallen aber praktisch alle Anbieter digitaler Dienste unter die
Verordnung, von denen viele mit hoher Wahrscheinlichkeit nicht in der Lage sein
werden, das Risiko entscheidend zu senken, darunter auch die großen Anbieter wie
Google oder Meta.
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Sollte die Verordnung beschlossen werden, würde sie zu umfassender Überwachung
jeglicher digitaler Kommunikation führen: Wer schreibt was mit wem, wer macht
welche Fotos wo und von was? Das digitale Briefgeheimnis wäre aufgehoben, das
Recht auf informationelle Selbstbestimmung aller EU-Bürger:innen, die
Pressefreiheit, das Recht auf freie Entfaltung der Persönlichkeit, das Recht der
Anbieter auf unternehmerische Freiheit, und sogar die sexuelle Selbstbestimmung
der Kinder und Jugendlichen selbst wären massiv eingeschränkt. Insbesondere im
digitalen Raum ist Massenüberwachung besonders leicht automatisiert möglich und
birgt aufgrund der Speicherbarkeit und Durchsuchbarkeit gravierende Gefahren im
Vergleich zu papierbasierter Kommunikation.

56 Unsere Kritik
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Wir halten diese allumfassende verdachtsunabhängige Überwachung für gefährlich
und für nicht verhältnismäßig. Wir bekennen uns klar zum Schutz von Kindern und
Jugendlichen vor sexuellem Missbrauch. Dennoch sehen wir in dem
Verordnungsentwurf ein erhebliches Missbrauchspotential und halten die genannten
Maßnahmen in dieser Form für nicht zielführend. Die Maßnahme ist nicht geeignet,
das erklärte Ziel der Bekämpfung der Verbreitung von Materialien zu sexuellem
Kindesmissbrauch zu erreichen, sondern bindet für die Strafverfolgung
bestätigter Verdachtsfälle dringend notwendige Ressourcen. Dieses
gesellschaftliche und sozial vielschichtige Problem kann nicht alleine durch KI
gelöst werden! Entscheidend sind dafür die personelle und finanzielle
Ausstattung der zuständigen Behörden und zuallererst der Schutz von Kindern und
Jugendlichen, sodass sie gar nicht erst zu Opfern sexuellen Missbrauchs werden.
Dafür ist Aufklärung erforderlich, keine Massenüberwachung! Dafür spricht
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70
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insbesondere, dass sich auch einige Kinderschutzorganisationen und sogar von
Missbrauch Betroffene gegen die Verordnung aussprechen.
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Nach Auffassung unter anderem verschiedener Sachverständiger, dem
Wissenschaftlichen Dienst des Bundestags und des Europäischen Parlaments steht
die Reichweite des Eingriffs, der im Prinzip eine allgemeine Überwachung
ermöglicht - eine Chat-Kontrolle - nicht in einem angemessenen Verhältnis zum
erreichten Mehrwert für den Schutz der Rechte der Kinder und anderer
Internetnutzer:innen. Es ist gleichzeitig zweifelhaft, inwiefern die
automatisierte Abgleichung und die Erkennung neuer Darstellungen überhaupt
technisch funktioniert - oder einfach zu einer erhöhten Zahl fehlerhafter
Meldungen führt.

81

82

83

Aus diesem Grund positionieren wir uns gegen die Verordnung in ihrer aktuellen
Form. Wir lehnen die Einführung einer KI-basierten allgemeinen Chatkontrolle und
Alterskontrolle strikt ab.

84 Forderungen

85 In diesem Sinne fordern wir als Junge Europäische Föderalist:innen:

86

87

88

Dass wir uns erneut zu unserem beim Bundesausschuss vom 30.06. bis
03.07.2022 in Brüssel gefassten Beschluss „Digitale Grundrecht wahren –
Keine Chatkontrolle in Europa!“ bekennen.

89

90

91

Dass wir darüber hinaus unsere Netzwerke dafür nutzen, um andere
politische Gruppierungen und Politiker:innen für das Thema zu
sensibilisieren und sich gegen die geplante Verordnung einzusetzen.

92

93

94

Dass wir außerdem das Thema digitale Rechte stärker in unserer
Bildungsarbeit thematisieren und junge Menschen dabei über die Gefahren
digitaler Überwachung aufklären.

95

96

97

98

Dass wir uns zudem mit dem Thema in seiner europäischen Perspektive
befassen, insbesondere angesichts der Position Spaniens zum
Verordnungsentwurf, in dessen Hauptstadt Madrid auch der diesjährige
European Congress stattfinden wird.

Begründung

Die Überwachung digitaler Kommunikation betrifft uns als junge Menschen und
letztlich auch uns als europäischen Jugendverband, der sich hauptsächlich
digital organisiert und austauscht - in einigen europäischen Ländern könnte
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diese Überwachung für ehrenamtlich Engagierte sogar gefährlich werden.
Die Verordnung sollte ein wichtiges Thema im europäischen Wahlkampf werden,
sodass wir uns jetzt positionieren und dagegen werben wollen.
Auch wenn die Verordnung klar gegen Grundrechte verstößt und vor dem EuGH in
ihrer aktuellen Form keinen Bestand hätte, sollten wir uns nicht darauf
verlassen, dass sie hinterher eingeschränkt wird, sondern vorher aktiv werden!



IA7 Für Menschenrechte und Sicherheit an Europas Außengrenzen

Gremium: JEF Bayern

Beschlussdatum: 25.06.2023

Antragstext

1

2

3

4

5

6

Als Junge Europäische Föderalist:innen Deutschland steht der Schutz von Leben
und von Menschenrechten für uns über allen anderen Werten. Die erschreckenden
und menschenverachtenden Zustände an Europas Außengrenzen, an denen jedes Jahr
tausende unschuldige Menschen zu Tode kommen, erfüllt uns daher mit großer
Trauer. Wir setzen uns für ein sofortiges Ende des Leidens und Sterbens an
unseren europäischen Land- und Seegrenzen ein.
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8
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17
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20

21

Gleichzeitig darf sich Europa nicht in eine Spirale der Abhängigkeit von
autoritären Regimen begeben, welche unsere Hilfsbereitschaft für ihre eigenen
menschenverachtenden Forderungen ausnutzen wollen. Deshalb setzen wir uns für
einen humanen, völkerrechts- und gesetzeskonformen Grenzschutz ein, welcher
Leben und Menschenrechte schützt, individuelle Asylantragstellung garantiert,
sowie geltendes Einwanderungsrecht durchsetzt. Dabei gilt es nicht nur, wie wir
bereits 2020 gefordert haben, private Seenotrettungsorganisationen zu
entkriminalisieren, sondern auch ein europäisches bzw. staatliches System der
Seenotrettung aufzubauen. Es darf nicht Aufgabe privater
Seenotrettungsorganisationen sein, international geltende Regelungen umzusetzen.
Dabei gilt es, ein europäisches bzw. staatliches System der Seenotrettung
aufzubauen, da es nicht Aufgabe privater Seenotrettungsorganisationen sein kann
und soll, die Aufgabe international geltende Regelungen der Seenotrettung
staatlicherseits auszusetzen, wie die Italiener es 2013 mit "Mare Nostrum"
gemacht haben.

22

23

24

25

In diesem Zuge stellen wir fest, dass die bisherigen gesetzlichen Regelungen
(u.a. durch das Dublin Abkommen) als auch das politische Selbstverständnis der
Mitgliedstaaten als gemeinsame Union nicht ausreichend sind, um die
allgegenwärtigen Realitäten anhand unserer Vorstellungen gerecht zu werden.

26 Daher lauten die Forderungen der JEF Deutschland:

27

28

29

1. Wir fordern den Aufbau einer eigenständigen europäischen Agentur für
Seenotrettung auf den an Europa grenzenden Gewässern. Das Handeln von
Frontex in der Seenotrettung zeigt, dass Grenzschutz und Seenotrettung
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30

31

32

33

34

35

nicht in einer einzigen, Agentur vereint bleiben darf. Stattdessen braucht
Europa eine eigenständige, umfassend ausgestattete und ausgebildete
Agentur, die sich ohne Interessenkonflikt auf die Seenotrettung an den
europäischen Seegrenzen fokussieren kann. Die Arbeit dieser Agentur muss
durch zivilgesellschaftliche Akteur:innen transparent einsehbar sein und
notfalls rechtlich durchgesetzt werden können.

36

37

38

39

40

41

42

43

44

45
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47

48

49

50

51

2. Wir fordern die Umgestaltung von Frontex zu einer transparenten und
rechtsstaatlichen Institution. Auch im Grenzschutz weist die Arbeit von
Frontex in den vergangenen Jahren schwerwiegende Mängel auf.
Menschenrechtswidrige Pushbacks, fragwürdige Mittelverwendung und
grassierende Intransparenz sind die traurige Bilanz dieser künstlich
aufgeblähten und undemokratisch gestalteten Grenzschutzagentur. Wir
fordern die Einrichtung eines institutionellen Kontrollgremiums zur
besseren Überwachung und Sanktionierung etwaiger menschenrechtswidriger
Vorgehensweisen von Frontex und den eingesetzten Mitgliedstaaten. Dieses
soll nicht nur, wie in unserem 2022 verabschiedeten Beschluss “Frontex an
die kurze Leine nehmen” gefordert, als unabhängige Ombudsstelle fungieren,
sondern auch ein mit der Ausarbeitung von Reformvorschlägen für Frontex
betrautes Gremium sein. Es soll jährlich Vorschläge zur demokratischeren
und transparenteren Umgestaltung von Frontex erarbeiten und der
Europäischen Kommission unterbreiten. Zudem soll es jedem Mitglied des
Gremiums freistehen, sich zu den gewonnenen Erkenntnissen zu äußern.

52

53
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3. Wir fordern das sofortige Ende von illegalen Pushbacks an Europas
Außengrenzen, auch unabhängig von der von uns geforderten Umgestaltung von
Frontex. Da für uns das Recht auf Leben sowie der Schutz der
Menschenrechte über allen anderen Werten stehen, sehen wir keinen Grund,
flüchtenden Menschen das Recht auf individuelle Antragstellung zu versagen
und sie stattdessen unter Lebensgefahr auf dem Land- oder Seeweg
zurückzudrängen. Wir fordern Frontex auf, aktiv für den Schutz von Leben
und Menschenrechten an unseren Grenzen zu sorgen.
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72

4. Die beste Seenotrettung hilft nicht, wenn flüchtende Menschen bereits auf
dem Weg nach Europa durch autoritäre Regime bedroht werden. Deshalb
fordern wir die Überprüfung aller beschlossenen und geplanten Flucht-
Abkommen, mit denen wir uns der Verantwortung für Menschen auf der Flucht
entziehen wollten. Flucht-Abkommen, welche direkt oder indirekt das Leben
und Wohlergehen flüchtender Menschen gefährden, müssen unverzüglich
beendet werden. Diese Überprüfung soll in Zusammenarbeit von Politik und
Zivilgesellschaft transparent umgesetzt werden. An Stelle der
menschenverachtenden Flucht-Abkommen fordern wir die EU auf, die
Verantwortung für flüchtende Menschen zu übernehmen. Dazu müssen wir
unsere Fluchtpolitik unabhängig von benachbarten Autokratien gestalten.
Neben den bereits genannten Umgestaltungen ist dazu auch der Aufbau einer
menschenwürdigen und wirksamen Sicherung unserer Außengrenzen nötig. Denn
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73

74

75

76

erst wenn Europa die Kontrolle über seine Grenzen in die eigenen Hände
nimmt, können wir der Bestechung und Erpressung durch benachbarte
Autokratien standhalten. Die Inhaftierung unschuldiger Menschen,
insbesondere von Schwangeren und Minderjährigen, lehnen wir strikt ab.

Begründung

Erfolgt mündlich.
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